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(Nr. 5494.) Verordnung, betreffend die durch die Einführung des Allgemeinen Deutfchen H=- (an tage . = 
Handelsgeſetzbuchs noͤthig gewordene Ergänzung der Geſetze über die ER a 
gerichtlichen Gebühren und Koſten. Vom 27. Januar 1862. Gi Ber ee 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen e. ı 

verordnen, in Verfolg des Artikels 74. des Einfuͤhrungsgeſetzes zum Allgemeinen! N 3 

Deutſchen Handelsgeſetzbuch vom 24. Juni 1861. (Geſetz⸗Sammlung S. 449.), ; 

auf den Antrag des Staatsminiſteriums, was folgt: 


er: 


Gt: 

Das Geſetz Uber den Anſatz und die Erhebung der Gerichtskoſten vom 
10. Mai 1851. (Geſetz⸗Sammlung S. 622.), nebſt den ſpaͤteren, daſſelbe ab⸗ 
aͤndernden und ergaͤnzenden Geſetzen gelten auch fuͤr die Geſchaͤfte, welche auf 
die Fuͤhrung des Handelsregiſters und des Schiffsregiſters ſich beziehen. 

Bei der Berechnung der Koſten fuͤr die in den HH. 2. bis 13. dieſer 
Verordnung bezeichneten Geſchaͤfte ſollen jedoch die nachfolgenden Vorſchriften 
und außerdem die Vorbemerkungen Ziffer I. und II. des Koſtentarifs zum Ge⸗ 
ſetze vom 10. Mai 1851., die HH. 60. bis 67. dieſes Tarifs, ſowie die dieſelben 
abaͤndernden und ergaͤnzenden ſpaͤteren Beſtimmungen maaßgebend fein, die uͤbri⸗ 
gen Vorſchriften jenes Tarifs nebſt den ſie abaͤndernden und ergaͤnzenden ſpaͤ⸗ 
teren Beſtimmungen aber nur inſoweit Anwendung finden, als in den nachfol- 
genden Vorſchriften auf dieſelben Bezug genommen wird. 

H. 2. 
Fiuͤr die Eintragungen in das Handelsregiſter (Art. 12. bis 14. des 
e einſchließlich der Benachrichtigung der Betheiligten, ſind zu 
erheben: 
1) fuͤr die Eintragung einer Firma (Art. 19. und 21. a. a. O.), der Ver⸗ 
änderung einer Firma, der Aenderung des Inhabers einer Firma, ſowie 


des Erloͤſchens einer Firma (Art. 25. a. a. O. 20 Sgr.; 
D fuͤr die Eintragung einer Prokura und fuͤr die Eintragung des Erloͤſchens 
einer Prokura (Art. 45. a. a. O. Be. 20 Sgr.; 


3) fuͤr die Eintragung einer offenen Handelsgeſellſchaft (Art. 86. a. a. O.) 
oder einer Kommanditgeſellſchaft (Art. 151. 152. a. a. O.) .. 2 Rthlr.; 
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Ausgegeben zu Berlin den 6. Februar 1862. 


4) 


5) 


ze 


für die Eintragung der Aenderung der Firma oder des Sitzes einer offe⸗ 


nen Handelsgeſellſchaft oder einer Kommanditgeſellſchaft, des Eintritts 
eines neuen Geſellſchafters in eine ſolche Geſellſchaft, der bei einer ſolchen 
Geſellſchaft einem Geſellſchafter nachtraͤglich ertheilten oder entzogenen 
Befugniß, die Geſellſchaft zu vertreten, des Ausſcheidens oder der Aus— 
ſchließung eines Geſellſchafters, der Auflöfung einer ſolchen Geſellſchaft, 
der Liquidatoren derſelben, des Austretens eines Liquidators oder des 
Erloͤſchens der Vollmacht eines ſolchen (Art. 87. 129. 135. 155. 156. 
e DE EEE RE 4 Rthlr.; 
für die Eintragung einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien oder einer 
Aktiengeſellſchaft in das Handelsregiſter des Gerichts, in deſſen Bezirk 
die Geſellſchaft ihren Sitz hat (Art. 176. 210. a. a. O.) .. 6 Rihlr.; 
und außerdem fuͤr die dazu erforderliche Eintragung einer vollſtaͤndigen 
beglaubigten Abſchrift des Geſellſchaftsvertrages ohne Anſatz eines Stem⸗ 
pelbetrages an Schreibgebuͤhren fuͤr jeden auch nur angefangenen 
Bohli 88 5 Sgr.; 
inſofern aber zur Bewirkung dieſer Eintragung ein Abdruck oder eine 
Abſchrift des Vertrages bei dem Gericht eingereicht wird, ohne Anſatz 
eines Stempelbetrages an Beglaubigungsgebühren für jeden auch nur 
Angefangen Bg an ae 2 Sgr. 6 Pf.; 


6) für die Eintragung eines den Geſellſchaftsvertrag einer Kommanditgeſellſchaft 


auf Aktien oder einer Aktiengeſellſchaft abaͤndernden oder die Fortſetzung 
der Geſellſchaft zum Gegenſtand habenden Vertrages oder Beſchluſſes 
in das Handelsregiſter des Gerichts, in deſſen Bezirk die Geſellſchaft 
hen Sitz at (Art 198, l a. a. M..... 3 Rrehlr.; 


und außerdem für die dazu erforderliche Eintragung einer vollſtaͤndigen 


beglaubigten Abſchrift des Vertrages oder Beſchluſſes, oder fuͤr die 
Beglaubigung eines Abdrucks oder einer Abſchrift, welche zur Bewirkung 
dieſer Eintragung eingereicht find, Schreibgebuͤhren oder Beglaubigungs- 


gebuͤhren nach Maaßgabe der Beſtimmung unter Ziffer 5. ohne Anſatz 
eines Stempelbetrages; 


7) fuͤr die Eintragung einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien oder einer 


Aktiengeſellſchaft in das Handelsregiſter des Gerichts, in deſſen Bezirk 
die Geſellſchaft eine Zweigniederlaſſung hat (Art. 179. 212. a. a. O.) 
2 Rihlr.; 


8) fuͤr die Eintragung der Aufloͤſung einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien 


oder einer Aktiengeſellſchaft, der nach der Aufloͤſung eintretenden Liqui— 
datoren, des Austretens eines Liquidators oder des Erloͤſchens der Voll⸗ 
macht eines ſolchen, und fuͤr die Eintragung der Mitglieder des Vor— 
ſtandes oder der Aenderung der Mitglieder des Vorſtandes einer Aktien— 
geſellſchaft (Art. 201. 205. 228. 233. 244. g. a. O.) 1 Rthlr.; 


9) fuͤr die Eintragung der Ausſchließung oder Aufhebung der Gemeinſchaft 


der Güter oder des Erwerbes unter Eheleuten (Art. 20. des Einfuͤh⸗ 
eee 20 Sgr. 


a H. 3. 5 
Muß eine Eintragung ſowohl in das Handelsregiſter der Hauptnieder⸗ 


laſſung 


— 
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laſſung als in das Handelsregiſter einer Zweigniederlaſſung geſchehen, fo ift für 
die Eintragung in ein jedes Regiſter der vorgeſchriebene Satz beſonders zu 
erheben. 

Wenn auf Grund einer und derſelben Anmeldung nach den Vorſchriften 
des Handelsgeſetzbuchs mehrere Eintragungen, welche auf dieſelbe Firma, oder 
dieſelbe Prokura, oder dieſelbe Geſellſchaft ſich beziehen, in das Handelsregiſter 
deſſelben Gerichts erfolgen, ſo wird nur der hoͤchſte Satz von den fuͤr die ein⸗ 
zelnen Eintragungen nach den $. 2. zu berechnenden Sätzen erhoben. 


H. 4. 8 
Wenn von den zur Begruͤndung einer Anmeldung vorgelegten Urkunden 
wegen Zuruͤckforderung derſelben beglaubigte Abſchriften haben zuruͤckbehalten 
werden muͤſſen, ſo kommen fuͤr dieſe Abſchriften fuͤnf Sgr. Schreibgebuͤhren fuͤr 
jeden auch nur angefangenen Bogen ohne einen Stempelbetrag zum Anſatz. 


H. 5. N 
Für die Zuruͤckweiſung einer unvollſtaͤndigen oder unzulaͤſſigen Anmeldung 
oder einer hierauf ſich beziehenden unbegruͤndeten Beſchwerde iſt ein Viertel des 
Anſatzes zu berechnen, welcher für die Eintragung zu erheben wäre, jedoch ohne 
Beruͤckſichtigung der im Falle der Eintragung zuläſſigen Schreib- und Beglau⸗ 
bigungsgebuͤhren und nicht unter zehn Silbergroſchen. i 


1.0, 

Für ein aus dem Handelsregiſter ertheiltes Atteſt find funfzehn Silber: 
groſchen und der tarifmaͤßige Stempelbetrag, wenn das Atteſt mehr als zwei 
Bogen ausmacht, fuͤr jeden hinzukommenden auch nur angefangenen Bogen zu— 
ſaͤtzlich noch fünf Silbergroſchen zu erheben. 

Beſteht jedoch der Inhalt des Atteſtes oder des Auszugs lediglich in der 
beglaubigten Abſchrift einer in das Handelsregiſter geſchehenen Eintragung, fo 
ſind außer dem tarifmaͤßigen Stempelbetrag nur Schreibgebuͤhren im Betrage 
von fünf Silbergroſchen für jeden auch nur angefangenen Bogen zu erheben. 
Für eine aus dem Handelsregiſter ertheilte einfache Abſchrift kommen fuͤr jeden 
auch nur angefangenen Bogen an Schreibgebuͤhren zwei Silbergroſchen ſechs 
Pfennige zum Anſatz. 


8 
Wenn in Gemäßheit der Artikel 5. und 6. des Einfuͤhrungsgeſetzes vom 
24. Juni 1861. gegen den Betheiligten eine Ordnungsſtrafe feſtgeſetzt iſt, ſo ſind 
die demſelben zur Laſt fallenden Koſten wie folgt zu berechnen: 

1) im Falle die Strafe auf Grund der Beſtimmungen des Artikels 5. des 
Einfuͤhrungsgeſetzes ohne ein durch einen Einſpruch veranlaßtes Verfahren 
feſtgeſetzt iſt (Hö. 2. und 6. Art. 5.), 

nach Maaßgabe der HF. 2. 3., H. 4. Ziffer 1. des Geſetzes vom 3. Mai 1853. 
(Geſetz-Sammlung ©. 170.) und der Vorbemerkung III. zu dem Gerichts⸗ 
koſten⸗Tarif vom 10. Mai 1851.; : 

2) im Falle die Strafe auf Grund der Beſtimmungen des Artikels 5. des 
Einfuͤhrungsgeſetzes nach vorherigem Einſpruch ($$. 3. und 6. Art. 5.) 
oder auf Grund der Beſtimmungen des Artikels 6. des Einfuͤhrungs⸗ 
geſetzes feſtgeſetzt iſt, 

(Nr. 5494.) 9” nach 


ee er 


nach Maaßgabe der Hg. 2. 3. 7. A., H. 8. Ziffer 2. und gh. 9. bis 14. des 
Geſetzes vom 3. Mai 1853. und der Vorbemerkung III. zu dem Gerichtskoſten⸗ 
Tarif vom 10. Mai 1851. 


8. 
Koſten und Stempel kommen nicht zum Anſatz: 
1) für die gerichtliche Aufnahme einer zur Eintragung in das Handelsregiſter 
beſtimmten Anmeldung (Art. 4. des Einfuͤhrungsgeſetzes); 
2) für die gerichtliche Aufnahme einer Verhandlung über die in einzelnen 
Faͤllen außer der Anmeldung erforderliche Zeichnung einer Firma oder 
Unterſchrift (Art. 4. a. a. O.); 

3) fuͤr die Geſtattung der Einſicht des Handelsregiſters und der eingereich⸗ 
ten Zeichnungen der Firmen und Unterſchriften (Art. 12. des Handels— 
geſetzbuchs); d 

4) fuͤr das Einſchreiten des Gerichts, um einen Betheiligten zu einer An⸗ 
meldung Behufs Eintragung in das Handelsregiſter oder zur Zeichnung 
oder Einreichung der Zeichnung einer Firma oder Unterſchrift, oder zum 
Unterlaſſen des Gebrauchs einer ihm nicht zuſtehenden Firma anzuhal⸗ 


5 ten, jedoch unbeſchadet der Beſtimmungen des H. 7.; 
5) fuͤr die im Artikel 13. des Einfuͤhrungsgeſetzes vorgeſchriebenen Eintra⸗ 
gungen. 


Ss 

Für die Eintragungen in das Schiffsregiſter (Art. 432. bis 437. des 
Handelsgeſetzbuchs) und die dabei vorkommenden Nebengeſchaͤfte ſind zu erheben: 
1) fuͤr die Eintragung eines Schiffes in das Schiffsregiſter einſchließlich 
aller derſelben vorausgehenden Verhandlungen Behufs Feſtſtellung der 
im H. 4. Artikel 53. des Einfuͤhrungsgeſetzes erwaͤhnten Thatſachen (Art. 
432. bis 435. des Handelsgeſetzbuchs, Art. 53. $$. 2. bis 5. des Ein⸗ 
fuͤhrungsgeſetzes) die Haͤlfte des im $. 25. des Tarifs zum Geſetze vom 
10. Mai 1851. für die Berichtigung des Beſitztitels von einem Grund⸗ 
ſtuͤcke beſtimmten Betrags; : 
2) für die Eintragung einer ſpaͤter eingetretenen Veränderung einfchließlich 
aller derſelben vorausgehenden Verhandlungen (Art. 436. des Handels⸗ 
geſetzbuchs und Art. 53. $. 8. des Einfuͤhrungsgeſetzes) und ohne Unter⸗ 
ſchied, ob das Schiff auf ein neues Folium eingetragen wird oder nicht, 
die Halfte des im $. 26, des Tarifs zum Geſetze vom 10. Mai 1851. 
und im Artikel 17. Ziffer 1. des Geſetzes vom 9. Mai 1854. fuͤr eine 
definitive Eintragung in die zweite und dritte Rubrik des Hypotheken⸗ 
buchs beſtimmten Betrags, inſofern die Veraͤnderung nicht in einem Eigen⸗ 
thumswechſel beſteht, jedoch nicht uͤber vier Thaler; 
3) für die Eintragung der Verpfaͤndung eines Schiffes einſchließlich der No⸗ 6 
tirung derſelben auf den betreffenden Urkunden (Art. 59. des Einfuͤh⸗ 

rungsgeſetzes), fuͤr die Eintragung der Ceſſion der Forderung oder einer 

ſonſtigen Veranderung und für die Löfchung der Verpfaͤndung die Halfte 
der in den HH. 26. bis 29. des Tarifs zum Geſetze vom 10. Mai 1851. 
und im Artikel 17. Ziffer 1. des Geſetzes vom 9. Mai 1854. für die 
Eintragungen und Loͤſchungen im Hypothekenbuch beſtimmten Betraͤge. 
. $. 10 
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Für die Ertheilung des Certifikats über die Eintragung eines Schiffes 
in das Schiffsregiſter (Art. 435. des Handelsgeſetzbuchs und Art. 53. $. 6. 
des Einfuͤhrungsgeſetzes) iſt der im H. 30. des Tarifs zum Geſetze vom 10. Mai 


1851. und im Artikel 17. des Geſetzes vom 9. Mai 1854. für die Ertheilung 


eines Hypothekenſcheins pro inkormatione beſtimmte Betrag und für die At- 
teſtirung einer eingetragenen Veränderung auf dem früher ertheilten Certififat 
(Art. 436. des Handelsgeſetzbuchs) die Haͤlfte dieſes Betrages zu erheben. 

Die auf die beſondere Ausſtattung des Certifikats verwendeten Auslagen, 
insbeſondere diejenigen, welche durch Verwendung von Pergamentformularen 
entſtehen, ſind beſonders zu erſtatten. 


$. 11. 
Bei der Anwendung der $$. 9. und 10, find die Beſtimmungen des H. 32. 
des Tarifs zum Geſetze vom 10. Mai 1851. maaßgebend. 


$. 12. 

Ruͤckſichtlich derjenigen Schiffe, welche bei Eintritt der Geltung des Han— 
delsgeſetzbuchs zur Fuhrung der Preußiſchen Flagge berechtigt und mit den zur 
Ausuͤbung dieſes Rechts erforderlichen Papieren verſehen ſind (Art. 71. des 
Einfuͤhrungsgeſetzes), kommen von den fuͤr die Eintragung derſelben in das 
Schiffsregiſter und für die Ertheilung der Certifikate nach den HH. 9. und 10. 
zu berechnenden Koſten diejenigen Koſten in Abzug, welche fuͤr die dieſen Schif- 
fen fruͤher ertheilten Beilbriefe bezahlt worden ſind. 

Dieſe Beſtimmung findet jedoch auf die durch die Ertheilung des Gerti- 
fikats entſtehenden baaren Auslagen keine Anwendung; die letzteren find viel- 
mehr beſonders zu erheben. 5 

1 


H. 13. 
Fuͤr die Loͤſchung eines Schiffes in dem Schiffsregiſter (Art. 436. des 


Handelsgeſetzbuchs und Art. 53. §. 8. des Einfuͤhrungsgeſetzes) kommen Koſten 


nicht zum Anſatz. 8 ; 
Im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Coͤln ſollen ruͤckſichtlich der 
Gebuͤhren und Koſten fuͤr die Geſchaͤfte, welche auf die Fuͤhrung des Handels— 
regiſters ſich beziehen, folgende Beſtimmungen gelten: 
I. Der Sekretair des Handelsgerichts erhält: 
1) für die Eintragungen in das Handelsregiſter die in den HH. 2. 
und 3. dieſer Verordnung beſtimmten Beträge; 
2) für die Aufnahme oder Empfangnahme einer Anmeldung und die 
Prufung derſelben, im Falle die Anmeldung durch Rathskammer⸗ 
beſchluß als unzulaͤſſig oder unvollftändig zuruͤckgewieſen wird, den 
im H. 5. dieſer Verordnung beſtimmten Betrag, für die Ausferti- 
gung des Rathskammerbeſchluſſes, wenn dieſelbe verlangt wird, an 
Schreibgebuͤhren fuͤr jeden auch nur angefangenen Bogen fuͤnf 
Silbergroſchen; 
3) für die Ertheilung eines Atteſtes oder Auszugs (Certifikat, be⸗ 
glaubigte Abſchrift) aus dem Handelsregiſter den im H. 6. dieſer 
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Verordnung beſtimmten Betrag, jedoch ohne den Stempelbetrag, . 5 


da der Stempel ſelbſt dabei zu verwenden iſt, fuͤr die Ertheilung 
einer nicht beglaubigten Abſchrift aus dem Handelsregiſter den am 
Schluß des H. 6. dieſer Verordnung beſtimmten Betrag; 

4) fuͤr die Zuruͤckbehaltung beglaubigter Abſchriften von den zur Be⸗ 


gruͤndung einer Anmeldung vorgelegten Urkunden den im 9. 4. 


dieſer Verordnung beſtimmten Betrag. 

Außerdem ſind dem Sekretair die Koſten der oͤffentlichen Bekannt⸗ 
machungen und die etwaigen Portoauslagen zu erſtatten. 

II. Die unter I. aufgefuͤhrten Gebuͤhren werden von dem Sekretair gleich 
denjenigen Gebuͤhren, welche in der Taxordnung vom 17. November 
1826. dem Handelsſekretair bewilligt ſind, zu ſeinem Vortheil erhoben. 
In Bezug auf dieſelben kommen die unter II. und III. der gedachten 
Taxordnung ertheilten Vorſchriften ebenfalls zur Anwendung. 

Der Artikel 5. Abſatz 10. des Geſetzes vom 21. Ventoſe VII., be⸗ 
treffend die Einregiſtrirung von Geſellſchaften, tritt außer Kraft; daſſelbe 
gilt von dem Koſtenſatz Nummer 15. unter I. der Taxordnung vom 
17. November 1826., ſoweit er Certifikate aus dem Handelsregiſter betrifft. 

III. Dem Handelsgerichts-Sekretair iſt geſtattet, fuͤr die Gebuͤhren und Aus⸗ 
lagen einen entſprechenden Vorſchuß zu nehmen. 


Die Liquidation der Gebuͤhren und Auslagen des Sekretairs kann 


von dem Praͤſidenten des Handelsgerichts exekutoriſch erklaͤrt werden. 
Das Exekutorium iſt in Urſchrift vollſtreckbar. 
Der Sekretair hat uͤber die Vorſchuͤſſe und über die Auslagen Re⸗ 
giſter zu führen und die Beläge dazu aufzubewahren. 
IV. Bei dem Verfahren, welches nach den Beſtimmungen der Artikel 5. und 
5 6. des Einfuͤhrungsgeſetzes vom 24. Juni 1861. eingeleitet wird, werden 
; die Gebühren und Reiſekoſten der Beamten und die Entſchaͤdigung der 
. Zeugen nach den Anſaͤtzen und Maaßgaben berechnet, angewieſen und er⸗ 
hoben, welche bei dem Verfahren der Landgerichte in Strafſachen gelten. 
V. Ruͤckſichtlich der Stempel zu Atteſten, Auszuͤgen und beglaubigten Ab⸗ 
ſchriften, ſowie den Straferkenntniſſen und Ausfertigungen hat es bei den 
beſtehenden Vorſchriften fein Bewenden. Die unter I. Ziffer 4. erwaͤhn⸗ 
ten beglaubigten Abſchriften, ſowie die im H. 2. unter Ziffer 5. und 6. 
erwähnten beglaubigten Abſchriften und Beglaubigungen find ſtempelfrei. 
VI. Die Beſtimmungen des H. 8. dieſer Verordnung gelten auch fuͤr den Be⸗ 
zirk des Appellationsgerichtshofes zu Coöln. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 


tem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 27. Januar 1862. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Auerswald. v. d. Heydt. v. Patow. Gr. v. Puͤckler. 
v. Bethmann⸗Hollweg. Gr. v. Schwerin. v. Roon. v. Bernuth. 
Gr. v. Bernſtorff. 
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(Nr. 5495.) Bekanntmachung der Miniſterial-Erklaͤrung vom 7. Januar 1862., betreffend 
die mit mehreren Kantonen der Schweiz abgeſchloſſene Uebereinkunft we— 
gen der Koſten der Verpflegung von erkrankten Angehoͤrigen der kontrahi— 
renden Theile. Vom 25. Januar 1862. 


Die Koͤniglich Preußiſche Regierung iſt mit dem Schweizeriſchen Bundesrathe 
Namens der Schweizeriſchen Kantone Zuͤrich, Bern, Luzern, Unterwalden nid 
dem Wald, Glarus, Appenzell, Graubuͤndten, Teſſin, Waadt und Baſelland— 
ſchaft uͤbereingekommen, in Bezug auf die Verpflegung erkrankter und Beerdi— 
gung verſtorbener Angehöriger des anderen kontrahirenden Theiles die nachſte— 
henden Grundſaͤtze in Anwendung treten zu laſſen. 


. 1. 


Jede der kontrahirenden Regierungen verpflichtet ſich, dafuͤr zu ſorgen, 
daß in ihrem Gebiete denjenigen huͤlfsbeduͤrftigen Angehoͤrigen des anderen kon⸗ 
trahirenden Theiles, welche der Kur und Verpflegung benoͤthigt find, dieſe nach 
denſelben Grundſaͤtzen wie bei eigenen Staatsangehoͤrigen bis dahin zu Theil 
werde, wo ihre Ruͤckkehr in den Heimathsſtaat ohne Nachtheil fuͤr ihre oder 
Anderer Geſundheit geſchehen kann. 


§. 2. 


Ein Erſatz der hiebei ($. 1.) oder durch die Beerdigung erwachſenden 
Koſten kann gegen die Staats-, Gemeinde- oder andere öffentliche Kaſſen des⸗ 
jenigen Staates, welchem der Huͤlfsbeduͤrftige angehört, nicht beanſprucht werden. 


F. 3. 


Fuͤr den Fall, daß der Huͤlfsbeduͤrftige oder daß andere privatrechtlich 
Verpflichtete zum Erſatze der Koften im Stande find, bleiben die Anſpruͤche an 
letztere vorbehalten. Die kontrahirenden Regierungen ſichern ſich auch wechfel- 
ſeitig zu, auf Antrag der betreffenden Behoͤrde die nach der Landesgeſetzgebung 
zuläſſige Huͤlfe zu leiſten, damit denjenigen, welche die Koſten beſtritten haben, 
dieſe nach billigen Anſaͤtzen erſtattet werden. 


H. 4. 


Allen Kantonen der Schweiz, welche die gegenwaͤrtige Uebereinkunft nicht 
mit abgeſchloſſen haben, ſteht der Beitritt zu derſelben offen. Dieſer Beitritt 
wird durch eine die Uebereinkunft genehmigende und der Koͤniglich Preußiſchen 
Regierung durch den Schweizeriſchen Bundesrath mitzutheilende Erklaͤrung bewirkt. 


Gegenwaͤrtige Erklärung ſoll, nachdem fie gegen eine uͤbereinſtimmende 
Erklaͤrung des Schweizeriſchen Bundesrathes ausgewechſelt worden, in den Kö: 
Fr. 54955496) niglich 
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8 niglich Preußiſchen Staaten Guͤltigkeit haben und öffentlich bekannt gemacht 2 


werden. 
Berlin, den 7. Januar 1862. 
Der Königlich Preußiſche Miniſter der auswärtigen 
N Angelegenheiten. 
(L. S.) Gr. v. Bernſtorff. 


Wenns Miniſterial⸗Erklaͤrung wird, nachdem fie gegen eine uͤbereinſtim⸗ 
mende Erklaͤrung des Schweiſsziſchen Bundesrathes vom 13. d. M. ausge⸗ 
wechſelt worden, hiedurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 25. Januar 1862. 
Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
Gr. v. Bernſtorff. 


(Nr. 5496.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 13. Januar 1862., betreffend die Ausſcheidung der 
Stadt Reichenbach aus dem Bezirke der fuͤr die Stadt und den Kreis 
Goͤrlitz errichteten Handelskammer. 


N 
Al den Bericht vom 8. Januar d. J. genehmige Ich, daß die Stadt Rei⸗ 


chenbach aus dem Bezirke der fuͤr die Stadt und den Kreis Goͤrlitz auf Grund 
des Erlaſſes vom 19. November 1849. errichteten Handelskammer ausſcheidet. 
Von den Mitgliedern der Handelskammer muͤſſen auch kuͤnftig wenigſtens zwei 


——z— en een 


und von den Stellvertretern wenigſtens einer dem Landkreiſe, jedoch mit Aus⸗ 


ſchluß der Stadt Reichenbach, angehoͤren. 
Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur Öffentlichen Kennt⸗ 
niß zu bringen. i f 
Berlin, den 13. Januar 1862. 
Wilhelm. 
v. d. Heydt. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 5 


